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Steuern
Anhängige Verfahren

BFH anhängig: Haftung, Gewinnerzielungsabsicht, Steuerabzug,

Künstler

BFH anhängig: Kinderfreibetrag, Übertragung,

Ausbildungsfreibetrag, Betreuungsfreibetrag

BFH anhängig: Berufsausbildung, Kindergeld, Berufstätigkeit,

Ausbildungsabschnitt

BFH anhängig: Arbeitslohn, Rufbereitschaft, Geldwerter Vorteil,

Feuerwehr, Privatnutzung, Eigenbetriebliches Interesse,

Firmenwagen

BFH anhängig: Steuerfreiheit, Gesellschafter-Geschäftsführer,

Arbeitslohn, Übertragung, Übermaßverbot,

Pensionsverpflichtung, Zufluß

BFH anhängig: Werbungskosten, Aufteilung, Arbeitsmittel,

Private Lebensführung, Veranlassungszusammenhang,

Schulhund

BFH anhängig: Kapitalforderung, Zeitpunkt, Verlust,

Masseunzulänglichkeit, Anzeige

BFH anhängig: Schuldzinsen, Hinzurechnung, Überentnahme

BFH anhängig: Betriebsvermögen, Sonderbetriebsvermögen,

Steuerbefreiung, Schenkungsteuer

Sehr geehrte Damen und Herren,

heute erhalten Sie Ihren wöchentlichen LEXinform
Newsletter mit aktuellen Meldungen.
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Anhängige Verfahren

mehr in LEXinform 0952128 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

mehr in LEXinform 0952142 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

Steuern

BFH anhängig: Haftung, Gewinnerzielungsabsicht,
Steuerabzug, Künstler

Bundesfinanzhof, I-R-8/18, Anhängiges Verfahren vom 19.02.2019

BFH anhängig: Kinderfreibetrag, Übertragung,
Ausbildungsfreibetrag, Betreuungsfreibetrag

Bundesfinanzhof, III-R-61/18, Anhängiges Verfahren vom
19.02.2019

BFH anhängig: Berufsausbildung, Kindergeld,
Berufstätigkeit, Ausbildungsabschnitt



mehr in LEXinform 0952143 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

mehr in LEXinform 0952152 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

mehr in LEXinform 0952153 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

mehr in LEXinform 0952156 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

mehr in LEXinform 0952172 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

Bundesfinanzhof, III-R-62/18, Anhängiges Verfahren vom
19.02.2019

BFH anhängig: Arbeitslohn, Rufbereitschaft,
Geldwerter Vorteil, Feuerwehr, Privatnutzung,
Eigenbetriebliches Interesse, Firmenwagen

Bundesfinanzhof, VI-R-43/18, Anhängiges Verfahren vom
19.02.2019

BFH anhängig: Steuerfreiheit, Gesellschafter-
Geschäftsführer, Arbeitslohn, Übertragung,
Übermaßverbot, Pensionsverpflichtung, Zufluß

Bundesfinanzhof, VI-R-45/18, Anhängiges Verfahren vom
19.02.2019

BFH anhängig: Werbungskosten, Aufteilung,
Arbeitsmittel, Private Lebensführung,
Veranlassungszusammenhang, Schulhund

Bundesfinanzhof, VI-R-52/18, Anhängiges Verfahren vom
19.02.2019

BFH anhängig: Kapitalforderung, Zeitpunkt, Verlust,
Masseunzulänglichkeit, Anzeige

Bundesfinanzhof, VIII-R-28/18, Anhängiges Verfahren vom
19.02.2019



mehr in LEXinform 0952174 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

mehr in LEXinform 0952138 |
Erbschaft-/Schenkungsteuer

mehr in LEXinform 0952158 | Steuerliches
Verfahrensrecht

mehr in LEXinform 0952180 | Umsatzsteuer

Bundesfinanzhof

BFH anhängig: Schuldzinsen, Hinzurechnung,
Überentnahme

Bundesfinanzhof, VIII-R-38/18, Anhängiges Verfahren vom
19.02.2019

BFH anhängig: Betriebsvermögen,
Sonderbetriebsvermögen, Steuerbefreiung,
Schenkungsteuer

Bundesfinanzhof, II-R-22/18, Anhängiges Verfahren vom 19.02.2019

BFH anhängig: Nichtigkeit, Haftung,
Steuerhinterziehung, Umsatzsteuer, Steuerberater,
Vorauszahlung

Bundesfinanzhof, VII-R-29/18, Anhängiges Verfahren vom
19.02.2019

BVerfG anhängig: Ermäßigter Steuersatz, Lieferung,
Mehrwertsteuer, Unionsrecht, Holzhackschnitzel,
Brennholz

Bundesverfassungsgericht, 1-BvR-2400/18, Anhängiges Verfahren
vom 19.02.2019

Steuerliches Aus für bedingungslose
Firmenwagennutzung bei "Minijob" im
Ehegattenbetrieb

Bundesfinanzhof, X-R-44/17, Pressemitteilung vom 26.02.2019



mehr in LEXinform 0449438 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

mehr in LEXinform 0950700 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

mehr in LEXinform 0951772 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

Die Überlassung eines Firmen-Pkw zur uneingeschränkten
Privatnutzung ohne Selbstbeteiligung ist bei einem "Minijob"-
Beschäftigungsverhältnis unter Ehegatten fremdunüblich. Der
Arbeitsvertrag ist daher steuerlich nicht anzuerkennen. Dies hat der
BFH entschieden.

Gesonderte und einheitliche Feststellung von
Kapitaleinkünften in sog. Mischfällen

Bundesfinanzhof, VIII-R-39/15, Urteil vom 20.11.2018
Kapitaleinkünfte gemäß § 20 Abs. 2 EStG, die nach Anschaffung
einer Kapitalanlage durch eine vermögensverwaltende GbR
aufgrund einer Anteilsveräußerung durch einen Gesellschafter
gemäß § 20 Abs. 2 Satz 3 EStG entstehen, werden nicht gemäß
§§ 179 Abs. 1, 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO
gemeinschaftlich erzielt.

1. 

Kapitaleinkünfte, die aufgrund einer Anteilsveräußerung gemäß §
20 Abs. 2 Satz 3 EStG entstehen und keinem abgeltenden
Kapitalertragsteuerabzug gemäß § 43 Abs. 5 Satz 1 EStG
unterliegen, sind gemäß § 32d Abs. 3 Satz 1 EStG vom
Gesellschafter zu erklären; über das Vorliegen und die Höhe
dieser Einkünfte ist abschließend im Rahmen der Veranlagung zu
entscheiden.

2. 

Solidaritätszuschlag und Gewerbesteuer

Bundesfinanzhof, II-R-64/15, Urteil vom 14.11.2018
Es ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, dass die
Bemessungsgrundlage des Solidaritätszuschlags bei Fehlen
gewerblicher Einkünfte ohne Berücksichtigung der
Steuerermäßigung nach § 35 EStG zu ermitteln ist.

Besuch einer Missionsschule als Berufsausbildung

Bundesfinanzhof, III-R-25/18, Urteil vom 13.12.2018
Das Tatbestandsmerkmal "für einen Beruf ausgebildet wird" i.S.
des § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a EStG erfordert, dass der
Erwerb der Kenntnisse regelmäßig einen konkreten Bezug zu
dem angestrebten Beruf aufweisen muss. In Fällen, in denen der
Ausbildungscharakter der Maßnahmen zweifelhaft ist, kommt
diesem konkreten Bezug entscheidende Bedeutung zu.

1. 



mehr in LEXinform 0951885 |
Einkommensteuer/Lohnsteuer

mehr in LEXinform 0951817 | Sonstiges Steuerrecht

mehr in LEXinform 0449439 | Steuerliches
Verfahrensrecht

mehr in LEXinform 5021877 | Steuerliches
Verfahrensrecht

Der Besuch einer nicht allgemeinbildenden Schule, der nicht der
Vorbereitung auf einen konkret angestrebten Beruf, sondern
vorrangig der Erlangung sozialer Erfahrungen und der Stärkung
des Verantwortungsbewusstseins für das Gemeinwohl sowie der
Persönlichkeitsbildung und Charakterbildung i.S. des Leitbilds der
Schule dient, stellt keine Berufsausbildung i.S. des § 32 Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a EStG dar.

2. 

Kraftfahrzeugsteuerbefreiung für Fahrzeuge der
Krankenbeförderung

Bundesfinanzhof, III-R-10/18, Urteil vom 13.09.2018
Die Krankenbeförderung i.S. des § 3 Nr. 5 Satz 1 KraftStG setzt
voraus, dass kranke Menschen befördert werden. Steuerbefreit sind
nur Fahrzeuge, die ausschließlich für Fahrten im Zusammenhang
mit der Behandlung kranker Menschen verwendet werden.

Kein allgemeinpolitisches Mandat für gemeinnützige
Körperschaften

Bundesfinanzhof, V-R-60/17, Pressemitteilung vom 26.02.2019
Die Verfolgung politischer Zwecke ist im Steuerrecht nicht
gemeinnützig. Gemeinnützige Körperschaften haben kein
allgemeinpolitisches Mandat, wie der BFH zu Lasten des attac-
Trägervereins entschieden hat.

Spielvergnügungsteuer - Streitwert

Bundesfinanzhof, II-S-1/19, Beschluss vom 15.01.2019
Der Streitwert für ein Verfahren betreffend die
Spielvergnügungsteuer ist nicht um gegenläufige ertragsteuerliche
Folgewirkungen zu mindern.

Antragsbefugnis nach § 10 Abs. 3 Satz 1 StraBEG

Bundesfinanzhof, II-R-8/16, Urteil vom 14.11.2018



mehr in LEXinform 0950752 | Steuerliches
Verfahrensrecht

mehr in LEXinform 0951745 | Umsatzsteuer

mehr in LEXinform 0951972 | Umsatzsteuer

Finanzgerichte

Liegt keine der in § 1 Abs. 1 Satz 1 StraBEG bezeichneten Taten und
keine Steuerordnungswidrigkeit i.S. des § 6 StraBEG vor, kann der
vermeintliche Steuerschuldner die Aufhebung einer mit der Abgabe
der strafbefreienden Erklärung bewirkten Steuerfestsetzung nach §
10 Abs. 3 Satz 1 StraBEG beantragen.

Vorsteuerabzug und Margenbesteuerung bei
Kaffeefahrten

Bundesfinanzhof, V-R-52/17, Urteil vom 13.12.2018
§ 25 Abs. 4 Satz 1 UStG steht dem Vorsteuerabzug bei
unentgeltlich erbrachten Reiseleistungen nicht entgegen.

1. 

Das Vorsteuerabzugsverbot aufgrund der Verletzung
einkommensteuerrechtlicher Aufzeichnungspflichten bei
Geschenken gemäß § 15 Abs. 1a Nr. 1 UStG in seiner bis 18.
Dezember 2006 geltenden Fassung war wegen Verstoßes gegen
Art. 17 Abs. 2 und 6 der Richtlinie 77/388/EWG
unionsrechtswidrig (Fortführung des BFH-Urteils vom 12. August
2004 V R 49/02, BFHE 207, 71, BStBl II 2004, 1090).

2. 

Steuerschuld nach § 14c Abs. 1 UStG und
Feststellungsklage

Bundesfinanzhof, V-R-4/18, Urteil vom 13.12.2018
Die Steuerschuld nach § 14c Abs. 1 UStG entsteht auch bei einer
Rechnungserteilung an Nichtunternehmer.

1. 

Im Rechtsstreit über die Anwendung einer Steuersatzermäßigung
ergibt sich die Zulässigkeit einer Feststellungsklage nicht daraus,
dass der Steuerpflichtige für die streitige Leistung eine Rechnung
mit einem höheren Steuerausweis erteilt hat und die
Anfechtungsklage dann aufgrund einer nach § 14c Abs. 1 Satz 1
UStG bestehenden Steuerschuld unbegründet ist.

2. 

Steuerfreiheit einer Ausschüttung einer
luxemburgischen SICAV trotz vorangegangenem
Bond-Stripping

Finanzgericht Düsseldorf, 2-K-3874/15, Pressemitteilung vom
26.02.2019



mehr in LEXinform 0449433 | Körperschaftsteuer

Finanzverwaltung

mehr in LEXinform 5236821 | Internationales
Steuerrecht

mehr in LEXinform 5236823 | Rechnungslegung

mehr in LEXinform 5236822 | Umsatzsteuer

Weitere Meldungen

Das FG Düsseldorf hat zu der steuerlichen Behandlung einer
Ausschüttung einer luxemburgischen Investmentgesellschaft mit
variablem Grundkapital (SICAV) an eine deutsche
Kapitalgesellschaft nach einem vorangegangenen Bond-Stripping
Stellung genommen.

Nichtanwendung des BFH-Urteils I R 53/09 aufgrund
Schiedsentscheidung des EuGH zu Artikel 11 Abs. 2
DBA-Österreich

Bundesministerium der Finanzen, IV B 3 - S-1304 - AUT / 11 /
10003, Schreiben (koordinierter Ländererlass) vom 21.02.2019
Das BMF hat zu den Auswirkungen des BFH-Urteils I R 53/09 vom
26.08.2010 auf die Besteuerung von Bezügen nach dem
Entgeltfortzahlungsgesetz und dem Bauarbeiter-, Urlaubs- und
Abfertigungsgesetz in Österreich Stellung genommen.

Bilanzsteuerrechtliche Beurteilung vereinnahmter
und verausgabter Pfandgelder

Bundesministerium der Finanzen, IV C 6 - S-2133 / 13 / 10002,
Schreiben vom 19.02.2019
Das BMF hebt sein Schreiben vom 13. Juni 2005 zur
bilanzsteuerrechtlichen Beurteilung vereinnahmter und
verausgabter Pfandgelder auf.

Haftung für die Umsatzsteuer beim Handel mit
Waren im Internet

Bundesministerium der Finanzen, III C 5 - S-7420 / 19 / 10002 :002,
Schreiben (koordinierter Ländererlass) vom 21.02.2019
Das BMF hat sein Schreiben vom 28.01.2019 zur Haftung für die
Umsatzsteuer beim Handel mit Waren im Internet um eine
Nichtbeanstandungsregelung im Zusammenhang mit der
Einführung von § 22f UStG und § 25e UStG ergänzt.



mehr in LEXinform 0653611 | Körperschaftsteuer

Arbeit und Soziales

mehr in LEXinform 0449430 | Sozialrecht

Wirtschaftsrecht

mehr in LEXinform 0449420 | Urheber-/Marken-
/Patentrecht

Wann sind Beraterhonorare unangemessen und
werden zur vGA?

Deubner Verlag, Anmerkung vom 26.02.2019
Eine Vereinbarung, die weder das "Ob" noch das "Wie" bzw. "Wann"
der vertraglichen Leistungserbringung enthält, kann zur vGA
führen.

Recht

SGB II-Leistungsausschluss für sog. EU-Ausländer
europarechtswidrig?

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, L-19-AS-1104/18,
Pressemitteilung vom 22.02.2019
Das LSG Nordrhein-Westfalen beschloss, ein Verfahren, in dem es
um SGB II-Leistungen für Unionsbürger geht, dem EuGH
vorzulegen. Der EuGH soll klären, ob der Leistungsausschluss von
Unionsbürgern, die über ein Aufenthaltsrecht aus Art. 10 VO (EU)
492/2011 verfügen, im deutschen Recht gegen das unionsrechtliche
Gleichbehandlungsgebot verstößt und damit wegen des
Anwendungsvorrangs europäischer Vorschriften keine Wirkung
entfaltet.

BGH legt dem EuGH Fragen zum Umfang der von
"YouTube" geschuldeten Auskünfte vor

Bundesgerichtshof, I-ZR-153/17, Pressemitteilung vom 21.02.2019
Der BGH hat dem EuGH Fragen zum Umfang der von der
Betreiberin der Internetvideoplattform "YouTube" geschuldeten
Auskünfte über diejenigen Nutzer, die urheberrechtlich geschützte
Inhalte widerrechtlich auf die Plattform hochgeladen haben,
vorgelegt.



Zivilrecht

mehr in LEXinform 0449431 | Vertragsrecht

Branchen

mehr in LEXinform 0179700

Unternehmen

mehr in LEXinform 2094184

Dieselabgasskandal: Unzulässige
Abschalteinrichtung stellt Sachmangel dar

Bundesgerichtshof, VIII-ZR-225/17, Pressemitteilung vom
22.02.2019
Nach Auffassung des BGH stellt eine Abschalteinrichtung, die den
Stickoxidausstoß auf dem Prüfstand gegenüber dem normalen
Fahrbetrieb reduziert, einen Sachmangel dar.

Wirtschaft

Aktuelle Ergebnisse des ifo-Konjunkturtests
Einzelhandel

DATEV Redaktion LEXinform, Übersicht vom 26.02.2019
In LEXinform Wirtschaft stehen für 32 Branchen des Einzelhandels
die Ergebnisse des ifo-Konjunkturtests für den Monat Februar 2019
zur Verfügung.

Kfw Research - Konjunktur in Deutschland und
Eurozone legt 2019 Atempause ein

KfW Bankengruppe, Pressemitteilung vom 22.02.2019
Die konjunkturelle Schwächephase in Deutschland und in der
Eurozone hält an, die Stimmung in den Unternehmen hat sich nach
dem Jahreswechsel weiter eingetrübt. Bei stabil guter
Binnennachfrage dominieren große internationale Risiken das
Konjunkturbild.

Fragen und Kommentare

DATEV-Mitgliedern ist es gestattet, den LEXinform-Newsletter in
unveränderter Form auf ihrer Kanzlei-Homepage zu veröffentlichen.
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Die Newsletter-Ausgaben finden Sie auch in LEXinform.
Produkthinweis: Nutzen Sie auch die wöchentlich erscheinende
Zeitschrift "LEXinform aktuell (E-Paper)" oder "LEXinform aktuell
(Print)" mit aktueller Rechtsprechung, Gesetzgebung,
Verwaltungsanweisungen und Mehrwerten wie BFH-
Kommentierungen, Praxisbeiträgen und Sonder-Rubriken
(Lohn/Personal, Immobilien im Steuerrecht, Rechnungswesen,
GmbH-Beratung und Für Kanzlei-Mitarbeiter). Weitere Informationen
zu unseren Produkten und Leistungen finden Sie hier.

Wenn Sie uns eine E-Mail schicken wollen, nutzen Sie bitte nicht die
"Antworten"-Funktion Ihres Mail-Programms, sondern senden Sie
Ihre Nachricht an: lexinform@service.datev.de.

Abbestellung oder Datenänderung
Hier können Sie den Newsletter abbestellen oder Ihre persönlichen
Daten ändern.


